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von Mämpel und Schmitz-

Feuerhake veröffentlicht. Seit-

dem haben sich neue Erkennt-

nisse zur Dosimetrie beim 

Umgang mit Radiumfarben 

ergeben, die Überarbeitungen 

und Ergänzungen erforderlich 

machten. Diese sind in dem 

jetzt als Bericht Nr. 25 in der 

Reihe der Otto Hug Berichte 

der Gesellschaft für Strahlen-

schutz e.V. erschienenen 208 

Seiten starken Report aufge-

nommen worden. 

Die Bundeswehr hat unter-

schiedliche Verfahren und 

Kriterien bezüglich geeigneter 

Ersatzdosisbestimmungen für 

die Arbeitsplätze aus zeitlich 

weit zurückliegenden Epochen 

angewandt, die zunehmend zu 

einer groben Unterschätzung 

der tatsächlichen Gesundheits-

risiken in den Anerkennungs-

verfahren führten. Der jetzt 

vorgelegte Report enthält da-

her ausführliche Kritiken der 

zu Grunde liegenden Annah-

men. 

Außerdem werden in den An-

erkennungsverfahren für Be-

rufskrankheiten die neuen Er-

kenntnisse der letzten Jahr-

zehnte über Strahlenschäden 

bei niedriger Dosis nicht an-

gemessen oder gar nicht be-

rücksichtigt. Wie andere be-

ruflich strahlenexponierte Per-

sonen leiden die ehemaligen 

Radarsoldaten an zahlreichen 

Erkrankungen, die erst in den 

letzten 15 Jahren als die mög-

lichen Folgen von radioakti-

ven Strahlen erkannt wurden. 

Daher berichten die Autoren 

in einem erweiterten medizi-

nischen Teil über den gegen-

wärtigen Wissensstand zu den 

nicht-malignen strahlenbeding-

ten Erkrankungen. Das ist auch 

für andere exponierte Perso-

nengruppen von Interesse, wes-

halb dem Bericht ein allgemei-

nerer Titel gegen wurde. 

Die Autoren weisen außerdem 

besonders darauf hin, daß 

beim Auftreten mehrerer strah-

leninduzierbarer Krankheiten 

bei einer einzelnen Person – 

wie es bei den chronischen 

Expositionen häufiger vor-

kommt – die Ursachenabwä-

gung anders und neuartig er-

folgen muß, als dies für eine 

einzelne Erkrankung ge-

schieht. 

Nicht nur die Exponierten 

selbst, sondern auch deren 

Nachkommen können durch 

die Strahlenexpositionen der 

Eltern oder der Väter geschä-

digt worden sein. Die früheren 

Angaben des Berichts von 

2011 sind deshalb mit den 

neuen vorliegenden Erkennt-

nissen aus der wissenschaftli-

chen Literatur ergänzt worden. 

Die Beschäftigten an Radaran-

lagen der Bundeswehr und der 

Nationalen Volksarmee der 

DDR wiederum waren beson-

ders auch in den frühen Jahr-

zehnten vielfach den Radar-

strahlen der Sender ausgesetzt. 

Dies wird in den Anerken-

nungsverfahren zu Berufs-

krankheiten bislang nur be-

rücksichtigt, wenn Expositio-

nen bei Leistungsdichten vor-

lagen, die Temperaturerhö-

hungen im Gewebe verursa-

chen. Inzwischen liegen je-

doch zahlreiche Befunde über 

Gesundheitsschäden durch hoch-

frequente elektromagnetische 

Felder im nicht-thermischen 

Leistungsbereich vor. Durch 

diese können die beobachteten 

Beschwerden oftmals auch er-

klärt werden oder durch ein 

Zusammenwirken mit der io-

nisierenden Strahlung. Daher 

sind Angaben aus der Litera-

tur zu diesem Themenkom-

plex jetzt ebenfalls aufgeführt 

in dem Bericht aufgeführt. 
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Der regionale japanische Ener-

gieversorger Kyushu Electric 

Power hat am 11. August 2015 

damit begonnen, im Sendai-

Atomkraftwerk im Süden Ja-

pans einen Reaktor hochzu-

fahren. Seit dem 14. August 

speist der 30 Jahre alte Reak-

tor Sendai 1 wieder Strom ins 

Netz ein. Seine elektrische 

Kapazität beträgt 846 Mega-

watt. Es ist das erste Atom-

kraftwerk, das nach dem Re-

aktorunfall in Fukushima im 

Frühjahr 2011 unter neu for-

mulierten Sicherheitsvorschrif-

ten ans Netz geht. Nach der 

Katastrophe von Fukushima 

waren sämtliche Reaktoren in 

Japan schrittweise abgeschal-

tet worden, so daß das Land 

seit Herbst 2013 vollständig 

auf Atomstrom verzichtet hatte.  

Die Regierung des Minister-

präsidenten Shinzo Abe hatte 

den Neustart gegen den mehr-

heitlichen Willen der Bevöl-

kerung durchgesetzt. Umfra-

gen zufolge sind mehr als die 

Hälfte der Japaner gegen den 

Neustart der Atomkraftwerke. 

Abe von der Liberaldemokra-

tischen Partei bekräftigte am 

10. August den Willen seiner 

Regierung, alle Atomkraft-

werke wieder ans Netz gehen 

zu lassen, die die neu formu-

lierten Sicherheitsbestimmun-

gen erfüllen.  

In Japan gibt es noch 48 intak-

te Reaktoren, von denen fünf 

abgeschaltet bleiben sollen, weil 

sie zu alt seien. Für 25 Reak-

toren wurden bereits Anträge 

auf Wiederzulassung gestellt. 

Kyushu Electric will Mitte Ok-

tober einen zweiten Reaktor in 

Sendai hochfahren. Drei wei-

tere Reaktoren hat die Regu-

lierungsbehörde NRA bereits 

abgenommen, wovon allerdings 

zwei nach Einsprüchen der Be-

völkerung noch durch Gerichts-

entscheid blockiert sind. 

In der Bevölkerung in Sendai 

wird kritisiert, daß daß es kei-

ne oder nur unzureichende 

Notfallpläne für eine Evakuie-

rung im Falles eines Reaktor-

unfalls gibt. Rund 220.000 

Menschen leben im Umkreis 

des Atomkraftwerks. Mit dem 

Sakurajima gibt es in der Re-

gion einen der aktivsten Vul-

kane Japans, was neben der 

allgegenwärtigen Erdbebenge-

fahr in Japan das Risiko zu-

sätzlich erhöht. Klagen gegen 

den Neustart des Reaktors in 

Sendai blieben vor Gericht er-

folglos, das Stadtparlament 

und die Präfektur Kagoshima 

hatten der Wiederinbetrieb-

nahme zugestimmt. 

Vor der Reaktorenkatastrophe 

von Fukushima betrug der 

Anteil der Kernenergie an der 

Stromversorgung in Japan 

rund 30 Prozent. Der Regie-

rung Abe zufolge sollen es bis 

2030 wieder mehr als 20 Pro-

zent werden. Dazu müßten die 

Laufzeiten alter Reaktoren 

über eine Höchstlaufzeit von 

40 Jahren hinaus verlängert 

werden oder neue Kraftwerke 

gebaut werden. 

Mit dem Verzicht auf Atom-

strom importierte Japan ver-

mehrt fossile Energieträger, 

vor allem Flüssiggas. Die 

Kosten dafür wurden auf rund 

3,6 Billionen Yen oder 26 

Milliarden Euro pro Jahr ge-

schätzt. Die Strompreise für 

Haushalte sollen dadurch um 

20 Prozent und für Unterneh-

men um 30 Prozent gestiegen 

sein. Eine deutsche Experten-

gruppe hatte bereits im Jahr 

2003 in einer Studie gezeigt, 

daß Japan bei Nutzung seiner 

Kapazitäten aus Erdwärme 

leichter auf Erneuerbare Ener-

gien umsteigen kann, als 

Deutschland.* 

* Harry Lehmann (hl@isusi.de): 

Energy Rich Japan, Institute for 

Sustainable Solutions and Innova-

tions (ISUSI) - October 2003, Com-

missioned by Greenpeace Interna-

tional (Amsterdam) and Green-

peace Japan, 

www.energyrichjapan.info   
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Japan beginnt erneut mit der 
kommerziellen Atomwirtschaft 
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